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Az.: 11/3 e-27/40 Bad Godesberg, den 28. Juli 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 345 der Abgeordneten Rademaclier, Dr. Schäfer 
und Fraktion der FDP - Nr. 4442 der Drucksachen - Zinsen für 
ERP-Darlehen in der Schiffahrt 


Zu der Anfrage Nr. 345 der Abgeordneten 
Rademacher, Dr. Schäfer und Fraktion der 
FDP teile ich folgendes mit: 

Für die Festsetzung von Zinssätzen für Kre- 
dite, die aus dem f^RP-Sondervermögen ge- 
währt werden, gilt der mit der ECA/MSA- 
Sondermission für Deutschland vereinbarte 
Grundsatz, daß dieser Zinssatz sich an der 
unteren Grenze des am Kapitalmarkt üb- 
lichen Zinssatzes bewegen solle. Ausnahme- 
regelungen wurden von mir im Einvernehmen 
mit den zuständigen Bundesressorts, jedoch 
ohne Mitwirkung der ECA/MSA-Sondermis- 
sion lediglich in besonders gelagerten Fällen 
getroflPen, so z. B. für Kredite an Vertriebene 
und für SchiflFbaukredite im Rahmen der 
ECA-Investitionsprogramme I und IL 

Im Verlaufe der weiteren Durchführung der 
Kreditprogramme aus dem ERP-Sonderver- 
mögen bildete sich die gemeinsame Auffassung 
der beteiligten Bundesressorts, daß von einer 
Zinssubventionierung soweit wie möglicJi Ab- 
stand genommen werden sollte. Anfang 1951 
wurden daher Verhandlungen über die Kon- 
ditionen für ein weiteres Kreditprogramm 
zugunsten der Seeschiffahrt aus Mitteln des 
ECA-Investitionsprogrammes III in Höhe von 
DM 85 Mio. eingeleitet 


Da eine Einigung über die Höhe des Zins- 
satzes - 5 V 2 bis 6\ 2 ^ 0 - bis zu dem Zeit- 
punkt der Projektgenehmigung nicht erzielt 
werden konnte, andererseits die Durchführung 
der Projekte nicht aufgehalten werden sollte, 
hat die Kreditanstalt für Wiederaufbau in 
ihren Kreditzusageu die endgültige Höhe 
des Zinssatzes für die diirchleitenden Kredit- 
institute und für die Endkreditnehmer offen 
gelassen. Bei allen Beteiligten konte daher 
kein Zweifel darüber bestehen, daß für die 
Schiffbaukredite des ECA-Investitionspro- 
grammes III die für derartige Kredite im I. 
und IL ECA-Investitionsprogramm ausnahms- 
weise eingeräumte Zinsverbilligung nicht 
wieder gewährt werden würde. 

Bei Erörterung der Vorschläge für die Fest- 
setzung der Zinshöhe ist berücksichtigt worden, 
daß der Wiederaufbau der deutschen Handels- 
ffotte weiterhin der Förderung bedarf und 
daß die Schiffahrtsunternehmen noch nicht 
wieder in der Lage sind, die vom Kapital- 
markt geforderten hohen Zinsen zu zahlen, 
daß ihnen andererseits die Möglichkeit ge- 
geben worden ist, zinslose Darlehen und 
verlorene Zuschüsse nach § 7 d Absatz 2 
EStG aufzunehmen und daß wenigstens ein 
Teil von ihnen aus Bundesmitteln mit 4% 
verzinsliche Wiederaufbaudarlehen im Sinne 
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des Gesetzes über Darlehen zum Bau und 
Erwerb von Handelsschiffen v om 27. Septem- 
ber 1950 erhalten hat, die nur zu verzinsen 
und zu tilgen sind, falls die Steuerbilanz 
einen Gewinn aufweist. Nach längeren Ver- 
handlungen ist zwischen den beteiligten 
Bundesressorts im Benehmen mit der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau und der Bank 
deutscher Länder Einvernehmen darüber 
erzielt worden, daß die Darlehensnehmer 
für Seeschiffahrtskredite aus dem ECA-ln- 
vestitionsprograinm III einen Endzinssatz 
von 5^/s % zahlen sollen. Hierbei wurde dem 
Umstand Rechnung getragen, daß die Ertrags- 
lage der Seeschiffahrt, die sich als Folge des 
Koreakonfliktes gebessert hatte, bereits wieder 
rückläufig war. Der Zinssatz liegt zwar über 


dem für Kredite aus dem ECA-Investitions- 
programm I und II erhobenen Zinssatz von 
3^/4 %, bleibt aber unter dem für ERP- 
Kredite grundsätzlich geltenden Zinssatz von 

7^''2 %. 

Sollte sich ergeben, daß durch den geforder- 
ten Zinssatz Unternehmen in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten, so ist eine teilweise 
Niederschlagung der Zinsforderungen grund- 
sätzlich nach §54 der Reichshaushaltsordnung 
und §66 der Reichswirtschaftsbestimmungen 
möglich. 


Blücher 



